
MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 

 
 
58. Ministerrat 
5. Mai 2021 
 
1. Schreiben des Amtes der Vorarlberger Landesregierung vom 16. April 2021, mit dem 

eine Entschließung vom 10. März 2021 betreffend „Administrative Entlastung der 
Schulen fortsetzen“ vorgelegt wird. 

2. Schreiben des Amtes der Vorarlberger Landesregierung vom 20. April 2021, mit dem 
eine Entschließung vom 14. April 2021 betreffend „Mehr psychosoziale Unterstützung 
für die Vorarlberger Schüler:innen“ vorgelegt wird. 

3. Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 21. April 2021, mit dem ein 
Beschluss vom 24. März 2021 betreffend „Umfassenden Gewaltschutz von Frauen und 
Mädchen in Österreich“ vorgelegt wird. 

4. Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 21. April 2021, mit dem ein 
Beschluss vom 24. März 2021 betreffend „Corona-Schul-Test-Kits für alle Salzburger 
Sportvereine“ vorgelegt wird. 

5. Schreiben des Bürgermeisters von Hallein vom 20. April 2021, mit dem eine Resolution 
vom 25. März 2021 betreffend „Wir haben Platz – zur Linderung der humanitären 
Katastrophe auf den griechischen Inseln“ vorgelegt wird. 

6. Schreiben des Bürgermeisters von Ried in der Riedmark vom 20. April 2021, mit dem 
eine Resolution vom 30. März 2021 betreffend „Aufnahme von Flüchtlingen – insbe-
sondere von Kindern – aus griechischen Flüchtlingslagern und Berücksichtigung der 
Länder und Gemeinden bei Entscheidungen über das humanitäre Bleiberecht“ vorge-
legt wird. 

7. Schreiben von fünf Gemeinden (Hohenau a.d. March, Kindberg, Bad Aussee, Paldau, 
Neudau), mit denen Resolutionen betreffend „Aktion 40.000 – Arbeitsplätze, Chancen, 
Zuversicht“ vorgelegt werden. 

8. E 166-NR/XXVII.GP vom 21. April 2021 betreffend „Frauenspezifische Maßnahmen im 
Kampf gegen die Corona-Krise“ (Wortlaut siehe Beilage). 

9. E 167-NR/XXVII.GP vom 21. April 2021 betreffend „Arbeitsmarktförderung für 
Mädchen und junge Frauen“ (Wortlaut siehe Beilage). 

10. E 168-NR/XXVII.GP vom 21. April 2021 betreffend „Aufnahme neuer Daten in den 
Gleichbehandlungsbericht des Bundes“ (Wortlaut siehe Beilage). 

11. E 169-NR/XXVII.GP vom 21. April 2021 betreffend „EU-Beitritt zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention“ (Wortlaut siehe Beilage). 

12. E 173-NR/XXVII.GP vom 22. April 2021 betreffend „Österreichische Weltraum-Strate-
gie“ (Wortlaut siehe Beilage). 



166/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
 

des Nationalrates vom 21. April 2021 
 

betreffend „Frauenspezifische Maßnahmen im Kampf gegen die Corona-Krise“ 
 
Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für Frauen, Familie, Jugend und Integration, 
die Bundesministerin für Justiz, der Bundesminister für Arbeit und der Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, werden dazu aufgefordert sich gemeinsam mit weiteren 
zuständigen Ressorts dafür einzusetzen, dass weiterhin Maßnahmen gesetzt werden, die den 
negativen Folgen der Krise speziell für Frauen vorbeugen und diesen entgegenwirken. 
  



167/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
 

des Nationalrates vom 21. April 2021 
 

betreffend Arbeitsmarktförderung für Mädchen und junge Frauen 
 
Die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung werden ersucht, weiterhin die Arbeitsmarktsituation 
sowie die Aus- und Weiterbildung von Frauen, insbesondere von Mädchen und jungen Frauen, genau 
zu beobachten, zu evaluieren und bei Bedarf weitere gezielte Förderungsschritte einzuleiten. 
  



168/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
 

des Nationalrates vom 21. April 2021 
 

betreffend der Aufnahme neuer Daten in den Gleichbehandlungsbericht des Bundes 
 
Die Bundesministerin für Frauen, Familie, Jugend und Integration möge gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport die notwendigen Grundlagen schaffen, 
dass in den zukünftigen Gleichbehandlungsberichten des Bundes Daten zur Verteilung der Eltern-
Karenz in geeigneter Form aufgenommen werden. 
  



169/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
 

des Nationalrates vom 21. April 2021 
 

betreffend EU-Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
 
Die Bundesministerin für EU und Verfassung und der Bundesminister für europäische und 
internationale Angelegenheiten werden ersucht, sich im Rahmen ihrer Tätigkeiten auf EU- und 
Europarats-Ebene für den Beitritt der EU zur EMRK einzusetzen; sich in den wiederaufgenommenen 
Verhandlungen insbesondere dafür einzusetzen, dass die vom EuGH geäußerten Kritikpunkte gegen 
die ursprüngliche Vereinbarung zum EU-Beitritt zur EMRK umfassend berücksichtigt werden. 
  



173/E XXVII. GP 
 

Entschließung 
 

des Nationalrates vom 22. April 2021 
 

betreffend Österreichische Weltraum-Strategie 
 
Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie, wird ersucht, bis zum 31. Juli 2021 eine Weltraumstrategie, welche die 
aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen einschließlich der Klimakrise berücksichtigt, fertig zu 
stellen und ehestmöglich dem Nationalrat zuzuleiten. 


